
1 
 

Genossenschaftliches in den Wahlprogrammen  

zur Bundestagswahl 2017 

 

Analyse und Bewertung 

 

 

Das Forschungsinstitut für Genossenschaftswesen an der Universität Erlangen-Nürnberg hat 

die Wahlprogramme von sieben Parteien einer kritischen Durchsicht im Hinblick auf ihren 

„genossenschaftlichen Gehalt“ unterzogen. Wir sind der Ansicht, dass die Unternehmens- 

und Rechtsform der Genossenschaft nicht nur in Grundsatzprogrammen, sondern auch in 

Wahlprogrammen ihren Niederschlag finden sollte. Wahlprogramme enthalten die Themen, 

die den Parteien für die nächste Legislaturperiode wichtig sind.  

 

 

CDU/CSU 

Genossenschaften werden im Bundestagswahlprogramm der Union nicht thematisiert. Auch 

im gesonderten Bayernplan der CSU findet sich das Wort „Genossenschaft“ nicht. 

Kommentar 

Überraschend, gerade Bayern gilt als „Land der Genossenschaften“. Es wäre aber sicher un-

fair, der Union Desinteresse an Genossenschaften zu unterstellen. Eher wahrscheinlich ist, 

dass die Unionsparteien in diesem Bereich keinen Handlungsbedarf sehen, weil die Genos-

senschaften gut funktionieren. 

 

 

SPD 

Die SPD will Genossenschaften als krisenfeste Rechtsform in den unterschiedlichsten Wirt-

schaftsbereichen stärken. Die Sozialdemokraten möchten die Mitgliederbeteiligung erhöhen 

und insbesondere kleine Genossenschaften fördern. Aber auch etablierte Sektoren werden 

angesprochen. Genossenschaftsbanken sollen als wichtige Säule des Finanzsystems unter-

stützt werden. Bezogen auf die Regulierung sind Vereinfachungen im Vergleich zu den priva-

ten Geschäftsbanken vorgesehen. Zudem sollen genossenschaftliche Wohnungsunterneh-

men als Element des nicht-profitorientierten Sektors gestärkt werden, um sowohl bezahlba-
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ren als auch guten Wohnraum für alle Generationen schaffen zu können. Außerdem sieht 

das Wahlprogramm die Förderung von Energiegenossenschaften vor. 

Kommentar 

Die SPD spricht die ganze Breite des Genossenschaftswesens an. Die Vorschläge und Forde-

rungen bleiben zwar vage, sind aus der Sicht der Genossenschaftswissenschaft aber realis-

tisch und positiv zu beurteilen. Man erkennt, dass die SPD die Wichtigkeit des Themas er-

kannt hat, wünscht sich aber präzisere Festlegungen. Beispielsweise lassen sich im Bereich 

der Energiegenossenschaften durchaus prospektiv erfolgversprechende von weniger erfolg-

versprechenden Geschäftsmodellen unterscheiden. Die Forderung nach vereinfachter Regu-

lierung genossenschaftlicher Kreditinstitute ist sachgerecht und zu unterstützen.  

 

 

Die Linke 

Die Linke widmet als einzige der hier betrachteten Parteien der Rechtsform Genossenschaft 

ein eigenes Kapitel im Bundestagswahlprogramm. 

Genossenschaften sollen in Zukunft wichtiges Element einer nicht-kapitalistischen Wirt-

schaftsweise sein. Sie sollen dabei in allen Bereichen der staatlichen Wirtschaftsförderung 

gleichberechtigt berücksichtigt werden. Ebenfalls ist für die Rechtsform Genossenschaft re-

levant, dass Die Linke im Forschungsförderungsgesetz einen verbindlichen Teil der Förder-

gelder (welcher ?) für Grundlagenforschung im Bereich der solidarischen Ökonomie festset-

zen will, da man Genossenschaften als deren Stützpfeiler einer solidarischen Ökonomie be-

trachtet. Die Linke hat das Ziel, die Genossenschaft als solidarisches Wirtschaftsmodell vor 

allem für Agrargenossenschaften in Ostdeutschland zu stärken und zu fördern. Solidarische 

Ökonomie wird dabei als Gegensatz zur Gewinnorientierung verstanden. 

Zudem sollen Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen entprivatisiert werden. Genossen-

schaften sollen hierbei unter anderem als Träger dienen. Weiterhin sieht das Wahlprogramm 

eine Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vor. Dieses soll in der Weise geändert 

werden, dass Bürger-Energie-Genossenschaften ein gleichberechtigter Zugang zum Ausbau 

der erneuerbaren Energien gewährt wird. Um Mieterhöhungen und Spekulation mit Immobi-

lien zu beenden, soll der genossenschaftliche Wohnungsbau gestärkt werden. Zudem will 

Die Linke unter anderem durch Genossenschaften Wohnungen zurückkaufen und so zurück 

in die öffentliche Hand bringen. Dies soll durch einen Rekommunalisierungs-Fonds möglich 

gemacht werden. Die Linke will außerdem im Genossenschaftsrecht die neue Rechtsform 

der haftungsbeschränkten Kooperationsgesellschaft einführen, um insbesondere die Reali-

sierung altersgerechter Wohn- und Kulturprojekte zu erleichtern. Weiterhin sollen Genos-

senschaften demokratisiert werden. 
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Bezogen auf den Bankensektor sollen Genossenschaftsbanken und Sparkassen durch ent-

sprechende Förderung die Basis eines neu gestalteten Finanzsektors sein. Die privaten Ge-

schäftsbanken und Landesbanken sollen ebenso wie Genossenschaftsbanken und Sparkas-

sen auf das Gemeinwohl verpflichtet werden. Die Linke sieht die Chancen der Digitalisierung 

durch die Interessen der Konzerne als gefährdet an. Da die digitale Infrastruktur offen zu-

gänglich und demokratisch gestaltet sein soll, will sie deren Ausbau entweder in die öffentli-

che oder die genossenschaftliche Hand geben. Weiterhin sollen zur Unterstützung der Ener-

giewende auch Energiegenossenschaften stärker gefördert werden. Schließlich strebt Die 

Linke die Förderung von Produktivgenossenschaften an, wenn im Zuge von Unternehmens-

nachfolgen Betriebe in das Eigentum der Beschäftigten überführt werden. 

Kommentar  

Hier findet man einerseits stark ideologisch gefärbte Vorstellungen von Genossenschaften 

als „Wunderwaffe“ gegen den Kapitalismus, andererseits aber auch Vorschläge mit Praxisbe-

zug. Gegen einen Betrieb von Krankenhäusern auf genossenschaftlicher Basis ist nichts ein-

zuwenden, wenngleich Blaupausen für die Umsetzung in die Praxis erst erarbeitet werden 

müssen. Gleiches gilt für eine temporäre Förderung von neu gegründeten Produktivgenos-

senschaften bei Unternehmensnachfolgen. Bei der Förderung von Wohnungsgenossenschaf-

ten ist hingegen Vorsicht angebracht. Immerhin hat die Linke erkannt, dass hier eine Ange-

botslücke (zu geringe Neubauaktivität) besteht. Ob man diese durch eine spezifische Genos-

senschaftsförderung vermindern kann, bleibt doch sehr fraglich, denn die Gründe für stei-

gende Mieten liegen ganz wesentlich in regionalen Nachfrageeffekten, Bürokratie und teil-

weise unsinnigen Bauvorschriften. Hier fehlt es der Partei an einer nüchternen Analyse. 

Stattdessen wird versucht, überall Genossenschaften (wohl dauerhaft und mit staatlichen 

Mitteln) zu fördern, um eine „solidarische Ökonomie“ zu schaffen. Das ist ein ziemlich un-

sinniges Ansinnen. Zum einen deshalb, weil ein solches Genossenschaftsverständnis dem 

Genossenschaftsverständnis der Genossenschaften in Deutschland widerspricht. Zum ande-

ren, weil gegenwärtig jeder, der dazu Lust hat, auch innerhalb einer Marktwirtschaft „solida-

rische Ökonomie“ treiben kann, soviel er oder sie will. Man darf nur keine Verluste machen. 

Was Die Linke aber offenkundig will, ist die staatliche Subventionierung nicht wettbewerbs-

fähiger „Unternehmen“ unter dem Deckmantel der bewährten Rechtsform der Genossen-

schaft zu bringen. Es muss einfach irgendwie demokratisch und gemeinwohlorientiert klin-

gen. Das Genossenschaftsmodell der DDR lässt hier grüßen. Insgesamt sind die genossen-

schaftlichen Vorstellungen bei den Linken eine recht schwer verdauliche Mixtur. 

 

 

 

 

 



4 
 

Bündnis 90/Die Grünen 

Bündnis 90/Die Grünen wollen die Gründung von Genossenschaften durch Entbürokratisie-

rung und überkommene Verfahrensvorschriften anregen. Energiegenossenschaften werden 

als wichtige Bündnispartner zum dezentralen Ausbau für die Energiewende angesehen. Ih-

nen soll der bürokratische Ausschreibungszwang erspart bleiben. Um bezahlbaren Wohn-

raum zu schaffen, sollen ebenso wieder verstärkt Wohnungsbaugenossenschaften gefördert 

werden. Durch das Konzept der Neuen Wohnungsgemeinnützigkeit, will die Partei Woh-

nungsbaugenossenschaften für den sozialen Wohnungsbau gewinnen. Dieses neue Konzept 

sieht Zulagen und Steuerförderung im Tausch gegen günstigen Wohnraum vor. Zudem sollen 

insbesondere Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen dabei unterstützt werden, 

Anteile an Wohnungsbaugenossenschaften zu erwerben. Auch bei B90/Die Grünen finden 

sich Bestrebungen, Genossenschaften einer „solidarischen Ökonomie“ dienstbar zu machen. 

Genannt wird hier neben der Wohnungswirtschaft auch die Landwirtschaft. Generell soll die 

Rechtsform eG entbürokratisiert werden. 

Kommentar 

Bemerkenswert ist hier das Fehlen der penetrant antikapitalistischen Rhetorik wie man sie 

bei den Linken findet. Die Vorschläge sind recht konkret und haben einen erkennbaren 

Schwerpunkt im Bereich Energiegenossenschaften und Wohnungsgenossenschaften. Andere 

traditionelle Genossenschaften wie die Kreditgenossenschaften finden leider keine geson-

derte Berücksichtigung. Wenn Bündnis 90/Die Grünen das (genossenschaftliche) Wohnungs-

angebot fördern möchte, ist das grundsätzlich zu begrüßen. Vorher wäre es freilich sinnvoll, 

bestehende Hemmnisse zu beseitigen. Dazu zählen vor allem Bauvorschriften, die dazu füh-

ren, dass mit viel Aufwand ein minimaler positiver Umwelteffekt erreicht wird. Die Forde-

rungen nach Entbürokratisierung sind etwas unkonkret. Insgesamt macht das Konzept der 

Partei einen unvollständigen Eindruck. 

 

 

FDP 

Man möchte „durch eine Reform des Genossenschaftsrechts die starren Lieferbeziehungen 

zwischen Genossenschaften und Erzeugern modernisieren und die innergenossenschaftliche 

Demokratie stärken“. 

Kommentar 

Das ist alles und etwas dürftig für eine liberale Partei. Das in Deutschland dominierende 

Konzept der Fördergenossenschaften hat liberale Wurzeln, an die hier leider nicht ausrei-

chend angeknüpft wird. Möglicherweise gilt für die FDP aber ähnliches wie für die Union. 

Man sieht kaum Handlungsbedarf, weil die Genossenschaften gut funktionieren. Der Hinweis 
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auf „starre Lieferbeziehungen“ bezieht sich wohl auf landwirtschaftliche Genossenschaften, 

ist aber für Außenstehende schwer durchschaubar. 

 

 

AfD 

Die AfD sieht die Globalisierung und die bestehende Bürokratie und Überregulierung durch 

EU, Bund und Länder für die Landwirtschaft kritisch. Insbesondere um dem weltweiten 

Preisdumping zu begegnen, spielt für die AfD neben der Förderung von landwirtschaftlichen 

Familienbetrieben auch die Förderung landwirtschaftlicher Genossenschaften eine bedeu-

tende Rolle.  

Kommentar 

Auch das AfD-Wahlprogramm widmet sich nur einem kleinen Ausschnitt des genossenschaft-

lichen Wirtschaftens, der Landwirtschaft. Die Kritik an der Überregulierung dieses Sektors ist 

nachvollziehbar, eine inhaltlich tiefere Auseinandersetzung fehlt aber. Was mit „weltweitem 

Preisdumping“ gemeint ist, bleibt im Dunkeln. 

 

Nürnberg, 15.08.2017 

Prof. Dr. Richard Reichel und Christopher Singer, BA 


